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Geſetzblatt N 
für die Freie Stadt Danzig s 


Nr. 16 Ausgegeben Danzig, den 22 Februar 1923 
— — — — —ôͤ— — 


Teen Geſe 8 betreffend den Denkmal- und Naturſchutz vom 6 Februar 1923 (S 245). — Geſetz über eine 
vierzehnte Aenderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (S. 254) — Geſetz betreffend Erhöhung der a 
Tarifjäge im Güter⸗ und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig (S. 204). — Zweite 7 
Verordnung über Erhöhung der Bezüge aus der Unfallfürſorge für Gefangene S. 253). 3 
nn 5 
72 Volfstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 3 

Geſetz : 

betreſſend den Denkmal und Naturſchuz. Vom 6. Februar 1923. E 
Allgemeine Beſtimmungen. 5 

8 1. f a 

Geſchützte Gegenſtände und Ortlichkeiten. = 

(1) Den Schutz dieſes Geſetzes genießen: x 
1. Baudenkmäler, d. h. Bauwerke in ihrem inneren und äußeren Aufbau, deren Erhaltung wegen 3 
ihren künſtleriſchen, allgemeingeſchichtlichen und kunſtgeſchichtlichen Bedeutung im öffentlichen 2 
Intereſſe liegt, ſowie ſtädtebauliche Anlagen von gleicher Bedeutung (Straßen, Plätze, Park 


anlagen uſw.). Zu den Baudenkmälern gehören auch die Denkmäler aus vor- und ſrüh⸗ 
„ geſchichtlicher Zeit (Hügelgräber und andere Grabſtätten, Steindenkmäler, Burgwälle, 
Schanzen uſw.). 
2. Naturdenkmäler, d. h. beſonders charakteriſtiſche Gebilde der heimiſchen Natur, wie Seen, 
Waſſerläufe, Hügel, Felſen, erratiſche Blöcke, Bäume, Gebiete mit bemerkenswerten Pflanzen⸗ 
und Tiergemeinſchaften u. dergl., deren Erhaltung aus geſchichtlichen oder naturkundlichen 
Rückſichten im öffentlichen Intereſſe liegt. 

. Die Umgebung von Bau- und Naturdenkmälern. 

Bewegliche Denkmäler, d. h. bewegliche Gegenſtände, wie künſtleriſche und kunſtgewerbliche 
Gegenſtände, Gemälde, Bildhauerarbeiten, Urkunden, Handſchriften, ſeltene Bücher, Drucke, 
Karten, Pläne, Handzeichnungen, Entwürfe, Modelle, Koſtüme, Waffen, Geräte, Münzen, 
Schmuckſtücke u. dergl., deren Erhaltung wegen ihrer Bedeutung für die heimatliche oder 
allgemeine Geſchichte für die Kultur-, Kunſt⸗ und Vorgeſchichte oder für die Naturkunde im 
öffentlichen Intereſſe liegt 

5. In der Erde oder im Waſſer verborgene unbewegliche oder bewegliche Gegenſtände von 
geſchichtlicher und naturkundlicher Bedeutung. 
6. Naturgegenſtände beſtimmter Art, deren Erhaltung im ganzen Staatsgebiet oder in einzelnen 
Bezirken aus Gründen der Wiſſenſchaft oder der Schönheit oder des Heimatſchutzes im öffent⸗ 
lichen Intereſſe liegt. 6 
(2) Vorausſetzung des Denkmalſchutzes nach 8 1—4 ift, daß das Denkmal oder ſeine Umgebung 
in eine Denkmalliſte (8 9) eingetragen ift. a 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 2. 3. 1923). 
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§ 2: $ 
Die Denkmalſchutzbehörde. 
2 1. Der Schutz der im Gebiete der Freien Stadt vorhandenen Denkmäler liegt nach Maßgabe 
ag des Geſetzes dem Denkmalrat ob. . 
Bos 2. Die Ausführung der vom Denfmalrat gefaßten Beſchlüſſe liegt den ſtaatlichen Denkmalpflegern 
ob, als die kraft ihres Amtes zu gelten haben für die Denkmäler: 
der Baukunſt der Leiter der Hochbauverwaltung der Freien Stadt, 
der bildenden Kunſt und des Kunſtgewerbes der Direktor des Stadtmuſeums, 
der Vorgeſchichte der Direktor des Muſeums für Vorgeſchichte und Naturkunde, 
„der Staats, Wirtſchafts⸗ und Kulturgeſchichte der Direktor des Staatsarchivs, 
des Buch- und Schriftweſens der Direktor der Stadtbibliothek oder deren amtliche 
Stellvertreter, 
6. der Landſchaft und Natur das vom zuſtändigen Ausſchuß gewählte Mitglied des Denkmalrats. 


87 
Der Denkmalrat. 


1. Dem Denkmalrat gehören an: 
. a) vier vom Senat auf je zwei Jahre zu ernennende Sachverſtändige, 
Be p) die ſechs ſtaatlichen Denkmalpfleger oder deren amtliche Stellvertreter, 
a bj, der ordentliche Profeſſor für Kunſtgeſchichte und der Vertreter der Botanik an der 
‘=e Techniſchen Hochſchule, f 
N f d) vierzehn weitere Sachverſtändige. 
aa ae Davon werden 
i zwei von der Abteilung für Architektur an der Techniſchen Hochſchule und je einer 
von dem Weſtpreußiſchen Geſchichtsverein, 
von der Kunſtforſchenden Geſellſchaft, 
25 von dem Kunſtverein, 
3 von der Naturforſchenden Geſellſchaft, 
= von dem Deutſchen Heimatbunde, 
* von dem Weſtpreußiſch⸗botaniſch⸗zoologiſchen Verein, 
von dem Verein Danziger Architekten, N 
von dem Danziger Architekten- und Ingenieurverein, 
5 von der Landwirtſchaftskammer, 
Be von der Handelskammer, 
f von der Handwerkskammer, E 
von der Kammer der Arbeit aus dem Kreiſe der Mitglieder diejer Körperſchaften auf 
* zwei Jahre gewählt. Die Wahl bedarf der Beſtätigung durch den Senat. Wiederwahl 
= ee iſt zuläſſig. a N 

. 2. Die Aufgaben des Denkmalrates ſind insbeſondere: 

a) die von dem Vorſitzenden des Denkmalrates zu führende Denkmalliſte nach § 9 und 11 
endgültig aufzuſtellen und dauernd zu ergänzen, 

b) Gutachten bei Beſchwerden nach $ 10 zu erteilen, 

e) bei dem Senat die Ablieferung von Funden ($ 29) und die Enteignang von Grund- 
eigentum 8 82) zu beantragen, i - 

d) Richtlinien aufzuſtellen für die vom Senat gu erlafjenden Verordnungen und Ausführungs- 
beſtimmungen über den Schutz von Denkmälern gegen Vernichtungen und Veränderungen, 
über die Vornahme von Ausgrabungen, die Behandlung von Funden, den Schutz von 
Naturgegenſtänden und über die Maßnahmen gegen die Verunſtaltung des Stadtbildes. 
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e) die Verzeichnung und wiſſenſchaftliche Bearbeitung der im Gebiet der Freien Stadt 
vorhandenen Denkmäler, auf Beſchluß des zuſtändigen Ausſchuſſes (§ 4 Abſ. 7), zu ver⸗ 
anlaſſen, indem er für die Bereitſtellung der erforderlichen Mittel Sorge trägt. 
Die Ausſchüſſe des Denkmalrates. 


„Der Denkmalrat gliedert ſich in Ausſchüſſe, die zur ſelbſtändigen Wahrnehmung der Aufgaben 


des Denkmalrates in dem ihnen beſonders zugewieſenen Geſchäftsbereich befugt find. 


„Es werden vom Denkmalrat folgende Ausſchüſſe gebildet: 


für den Schutz der Denkmäler: f 
a) der Baukunſt, 
b) der bildenden Kunſt und des Kunſtgewerbes, 
e) der Vorgeſchichte, 
d) der Staats-, Wiſſenſchafts⸗ und Kulturgeſchichte, 
e) des Buch- und Schriftweſens, 
1) der Landſchaft und Natur. 


„Jeder der Ausſchüſſe wird geleitet von dem zuſtändigen ſtaatlichen Denkmalpfleger, der als 


Obmann auch die laufenden Geſchäfte ſeines Ausſchuſſes zu führen hat. 


„Jedes Mitglied des Denkmalrates gehört einem Ausſchuß oder auf ſeinen Antrag auch 


mehreren Ausſchüſſen an. Die Arbeit der Mitglieder des Denkmalrates geſchieht ehrenamtlich. 


Jedes Mitglied eines Ausſchuſſes ijt befugt, die Beratung eines Gegenſtandes der Denkmal⸗ 


pflege in dem zuſtändigen Ausſchuß bei dem Obmann und bei Meinungsverſchiedenheiten in 
dem Ausſchuß eine Beſchlußfaſſung des Denkmalrates bei dem Vorſitzenden zu beantragen. 


„Die Ausſchüſſe beſchließen die dem Denkmalrat zur endgültigen Aufſtellung vorzulegenden 


Liſten und deren dauernde Ergänzung. 


„Die Ausſchüſſe beſchließen über die wiſſenſchaftliche Verzeichnung und Bearbeitung der im 


Gebiet der Freien Stadt vorhandenen Denkmäler. 
§ 5. 
Geſchäftsführung. 


fiber die Beratung im Denkmalrat und in den Ausſchüſſen iſt eine Niederſchrift zu fertigen, 
die von dem Vorſitzenden bezw. dem Obmann und einem der Mitglieder zu unterzeichnen iſt. Die Be⸗ 


Denkmalrat und in den Ausſchüſſen erfolgen mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmen⸗ 


gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Der Denkmalrat und die Ausſchüſſe ſind beſchlußfähig, wenn 


die Hälfte der Mitglieder anweſend iſt. Der Denkmalrat und die Ausſchüſſe können auch 


andere Sachverſtändige zu ihren Beratungen heranziehen. 


8 6. 
Der Vorſitzende des Denkmalrates. 
Der Vorſitzende des Denkmalrates wird auf Vorſchlag des Denkmalrates aus feinen Mit⸗ 
gliedern vom Senate ernannt. Die Ernennung erfolgt auf 3 Jahre. 
Der Vorſitzende des Denkmalrates vertritt ihn nach außen. Er veranlaßt ſeine Einberufung, 
leitet ſeine Verſammlungen und iſt berechtigt, an allen Sitzungen der Ausſchüſſe mit be⸗ 
ratender Stimme teilzunehmen. 


Der Vorſitzende übertägt nach Beſchluß mit den von ihm einberufenen Denkmalpflegern die 


Ausarbeitung der vom Denkmalrat erforderten Gutachten einem oder mehreren der gue 
ſtändigen Ausſchüſſe. Die in dem § 15 Abi. 2 vorgeſehene Entſcheidung des Vorſitzenden 
iſt abhängig von dem Gutachten des zuſtändigen Denkmalpflegers. Bei Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen dem Vorſitzenden und dem Denkmalpfleger ijt ein Beſchluß des Denkmalrates 


herbeizuführen. 8 | : 
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4. Der Vorſitzende nimmt die Anträge zur Eintragung eines Denkmals in die Denkmalliſte 
von den Denkmalpflegern entgegen und verfügt nach Beſchlußfaſſung des Denkmalrates die 
Eintragung in die von ihm zu führende Denkmalliſte. Nach Beratung und Beſchlußfaſſung 
mit dem Denkmalrat oder dem zuſtändigen Ausſchuß ſtellt er die notwendigen Anträge 
an den Senat. 57 


Die ſtaatlichen Denkmalpfleger. 

Die Denkmalpfleger führen die Aufſicht über die Denkmäler, die in den für ihren Geſchäfts⸗ 
bereich maßgebenden Liſten eingetragen ſind und ſind für den Schutz dieſer Denkmäler ver⸗ 
antwortlich. In Fällen dringender Gefahr ſind ſie berechtigt, ſelbſtändig einzugreifen, doch ſind 
ſie in dieſem Falle verpflichtet, einen Beſchluß des Denkmalrates nachträglich herbeizuführen. 

2. Die Denkmalpfleger berufen als Obmänner der Ausſchüſſe dieſe nach Bedarf oder auf Antrag 

eines Mitgliedes zu Beratungen ein und haben ihre Willensmeinung in allen wichtigen 
Angelegenheiten, für die ſie zuſtändig ſind, zu erforſchen. Sie haben die vom Denkmalrat 
oder den zuſtändigen Ausſchüſſen gefaßten Beſchlüſſe auszuführen. Sie könnnen Gutachten 
nur nach vorheriger Beratung mit ihren Ausſchüſſen erteilen. 


§ 8. 
Die Mitwirkung des Senats am Denkmalſchutz. 


1. Der Senat iſt die oberſte Berufungsſtelle für alle vom Denkmalrat und den Denkmal⸗ 

pflegern getroffenen Maßnahmen und Verfügungen. An ihn gehen dager alle Beſchwerden: 
a) über die Eintragung von Denkmälern in die Denkmalliſte (§ 10), 

b) über alle Angelegenheiten, welche die vom Denkmalrat erteilten Genehmigungen 
betreffen (88 12 —17), 

2. a) Der Senat erläßt die notwendigen Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz nach den 
vom Denkmalrat aufgeſtellten Richtlinien (§ 3 Abſ. 2d) und die im § 31 zum Naturſchutz 
vorgeſehenen Anordnungen und Verbote. 

b) In Fällen dringender Gefahr trifft er zur Sicherung der durch dieſes Geſetz geſchützten 
Denkmäler vorläufige Anordnungen; doch gibt er von dieſen dem Vorſitzenden des 
Denkmalrates unverzüglich Kenntnis. 

c) Der Senat führt die im § 18 Abſ. 2 vorgeſehenen Arbeiten zum Schutz von gefährdeten 
Denkmälern aus. 

d) Auf Beſchluß des Denkmalrates verlangt er die Ablieferung von Funden nach 8 29. 

e) Er ernennt ein Mitglied des im § 30 vorgeſehenen Schiedsgerichts. 

1) Er erläßt Vorſchriften nach § 25. 


— 


89. 
Denkmalliſte. 

Vor der Eintragung in die Denkmalliſte iſt den zur Verfügung über das Denkmal oder ſeine 
Umgebung Berechtigten ſowie den zur baulichen Unterhaltung Verpflichteten ſchriſtliche Mitteilung von 
der Verfügung des Vorſitzenden des Denkmalrates bezw. nach § 7 Abf. 1 des zuſtändigen Denkmal⸗ 
pflegers zu machen und Gelegenheit zur Außerung oder zur etwaigen Beſchwerde beim Senat innerhalb 
einer Friſt von 4 Wochen nach Zuſtellung der Mitteilung zu geben. Wird innerhalb dieſer Friſt keine 
Beſchwerde erhoben, jo erfolgt nach ihrem Ablauf die rechkskräſtige Eintragung. 


§ 10. , 
Rechtsmittel gegen die Eintragung in die Denkmalliſte. g 
(1) Wird innerhalb der Friſt von 4 Wochen gegen die beabſichtigte Eintragung beim Senate 
Beſchwerde erhoben, ſo wird die endgültige Entſcheidung über die Beſchwerde durch weſchuuß des Sever 
herbeigeführt, nachdem der zuſtändige Ausſchuß des Denkmalrats gutachtlich gehört iſt. 
iu 
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(2) Bis zu dieſer Entſcheidung dürfen an dem Denkmal keinerlei rechtliche oder tatſächliche Ver⸗ 
änderungen vorgenommen werden. 5 

(3) Wird der Beſchwerdeführer vom Senat abgewieſen, fo kann er bei dem für Verwaltungs- 
ſtreitſachen zuſtändigen Oberſten Gericht Beſchwerde binnen 2 Wochen erheben. Bis zur Sichen 
des Oberſten Gerichts findet Abſatz 2 entſprechende Anwendung. 


§ 11. 
Löſchungen von Eintragungen in die Denkmalliſte. 
(1) Der Vorſitzende des Denkmalrates kann von Amtswegen oder auf Antrag eines Betroffenen 

nach Anhörung des Denkmalrates eine Eintragung löſchen. 
| (2) Gegen die Ablehnung eines Löſchungsantrages kann innerhalb 4 Wochen nach Zuftellung des 
| Beſcheides Einſpruch erhoben werden, worauf in dem Beſcheide hinzuweiſen ift. Der Senat entjcheidet 
endgültig. 

(3) Von der Löſchung iſt der Verfügungsberechtigte ſchriſtlich zu benachrichtigen. 


Abſchnitt II. 
Schutz der in die Denkmalliſte eingetragenen Denkmäler. 
§ 12. 
Schutz der Baudenkmäler. 

(1) Baudenkmäler nach $ 1 dürfen ohne Genehmigung des zuſtändigen Denkmalpflegers, der 
darüber vorher den zuſtändigen Ausſchuß gutachtlich zu hören hat, weder ganz oder teilweiſe beſeitigt 
oder von ihrem Standorte entfernt, noch veräußert, durch bauliche Maßnahmen oder Anſtrich verändert, 
wiederhergeſtellt oder erheblich ausgebeſſert werden. 

(2) Baudenkmäler, über die einer juriſtiſchen Perſon des öffentlichen Rechts das Verfuͤgungs⸗ 
cecht zuſteht, dürfen nicht ohne Genehmigung des zuſtändigen Denkmalpflegers, der darüber vorher den 
zuſtändigen Ausſchuß gutachtlich zu hören hat, mit beweglichen Gegenſtänden ausgeſtattet werden, ſofern 
dieſe das Ausſehen des Baudenkmals im Innern oder Außern erheblich beeinfluſſen würden. 

§ 13. 
Schutz der Naturdenkmäler und ihrer Umgebung. 

Die Beſeitigung und Veränderung eines Naturdenkmals oder Arbeiten an einem ſolchen oder 
an feiner nach § 1 geſchützten Umgebung dürfen ohne Genehmigung des zuſtändigen Denkmalpflegers, 
der darüber den zuſtändigen Ausſchuß vorher gutachtlich zu hören hat, nicht vorgenommen werden. 


8 14. 
Schutz beweglicher Denkmäler. 

(1) Bewegliche Denkmäler, die den Schutz dieſes Geſetzes nach $ 1 genießen, dürfen, ſoweit ſie 
nicht natürlichen Perſonen gehören, ohne Genehmigung des zuſtändigen Denkmalpflegers, der darüber den 
zuſtändigen Ausſchuß vorher gutachtlich zu hören hat, weder ganz oder zum Teil vernichtet, verändert, 
x wiederhergeſtellt oder erheblich ausgebeſſert, noch von ihrem Standort entfernt oder aus dem Danziger 
| Staatsgebiet ausgeführt werden. 

(2) Beſondere ſchon beſtehende oder zu erlaſſende Beſtimmungen über das Verbot der Ausfuhr 
von beweglichen, natürlichen Perſonen gehörenden Denkmälern, die nicht den Schutz N oe 
genießen, werden durch dieſe Beſtimmungen nicht berührt. 


§ 15. 
Friſt für die Entſcheidung über einen Genehmigungsantrag. 
(1) Aber den Eingang eines Genehmigungsantrages nach § 8 iſt dem. Antrogfteller eine 
Beſcheinigung auszuſtellen. aby. 
(2) Der Vorfigende des Denkmalrates, der hierbei nach §6 Abi 3 zu senha hat, fol Sinnen 
3 Monaten die Entſcheidung über den Genehmigungsantrag fällen und dem Antragſteller mitteilen. 


— § 16. 
er Verſagung der Genehmigung 

eee end Erteilung der Genehmigung unter Bedingungen. 
PSU EPS Die Genehmigung darf nur verſagt werden, wenn die Erhaltung des beſtehenden Zuſtandes 
oder beſtehenden Rechtsverhältniſſes aus den in 8 1 angeführten Grundſätzen des Denkmalſchutzes im 
öffentlichen Intereſſe liegt. +e 

(2) Es kann die Genehmigung auch unter Bedingungen erteilt werden. Insbeſondere kann die 
Genehmigung an die Bedingung geknüpft werden, daß die Ausführung der genehmigten Arbeiten nur nach 
einem von dem Denkmalpfleger nach Anhörung des zuſtändigen Denkmalausſchuſſes gebilligten Plane 
und unter Leitung eines von dem Senat zugelaſſenen Beamten oder Sachverſtändigen erfolgt. 
8c he ey 9 € ri 8 17. 

Rechtsmittel der Beſchwerde. 5 

Gegen die Verſagung oder nur bedingungsweiſe Erteilung der Genehmigung kann binnen 4 Wochen 
nach Zuſtellung des Beſcheides Beſchwerde bei dem Senat eingelegt werden. Die Beſchwerde hat keine 
auſſchiebende Wirkung. Über die Beſchwerde wird nach § 10 Abſ. 1—3 entſchieden. 


8 18. 

Unterhaltung von Denkmälern. 
„ (1) Wer die Verfügung über ein Denkmal im Sinne des § 1 hat oder es baulich zu unter⸗ 
halten hat, Ut verpflichtet, für die ordnungsmäßige und würdige Unterhaltung Sorge zu tragen. 
02) Wird die Pflicht trotz Aufforderung nicht erfüllt, ſo können die erforderlichen Arbeiten auf 
Koſten des Säumigen durch den Senat ausgeführt werden. 
) Im Unvermögensfalle des Verpflichteten werden die Arbeiten aus öffentlichen Mitteln be⸗ 
wirkt, und zwar zur Hälfte aus Mitteln des Staates, zur anderen Hälfte aus Mitteln der Gemeinde 
oder des Gutsbezirkes, in denen das Denkmal gelegen iſt; bei Leiſtungsſchwäche tritt der weitere 
Kommunalverband ein. | 
Abſchnitt III. 


Von Bauten, die nicht Baudenkmäler im Sinne des Geſetzes find. 
; = 2 4 8 19. 2 f L 

Die baupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und baulichen Anderungen ift 
zu verſagen, wenn dadurch Straßen oder Plätze der Ortſchaft oder das Ortsbild verunſtaltet werden 
würden. n 9 20 

(1) Durch Ortsſtatut kann für beſtimmte Straßen und Plätze von geſchichtlicher oder künſtleriſcher 
Bedeutung vorgeſchrieben werden, daß die baupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und 
baulichen Anderungen zu verſagen iſt, wenn dadurch die Eigenart des Orts- oder Straßenbildes bee 
einträchtigt werden würde. Ferner kann durch Ortsſtatut vorgeſchrieben werden, daß die baupolizeiliche 
Genehmigung zur Ausführung von Bauten und baulichen Anderungen in der Umgebung ſolcher Bauwerke 
zu verſagen iſt, wenn ihre Eigenart oder der Eindruck, den ſie hervorrufen, durch die Bauausführung 
beeinträchtigt werden würde, 
) Wenn die Bauausführung nach dem Bauentwurſe dem Gepräge der Umgebung der Bau⸗ 
ſtelle im weſentlichen entſprechen würde, und die Koſten der trotzdem auf Grund des Ortsſtatuts ge 
forderten Anderungen in keinem angemeſſenen Verhältniſſe zu den dem Bauherrn zur Laſt fallenden 
Koſteu der Bauausführung ſtehen würden, fo ift von der Anwendung des Ortsſtatuts abzuſehen. 

z insg. aD SS 3 

Durch Ortsſtatut kann vorgeſchrieben werden, daß die Anbringung von Reklameſchildern, Schau⸗ 
faften, Auſſchriften und Abbildungen der Genehmigung der Baupolizeibehörde bedarf. Die Genehmigung 
tft unter den gleichen Vorausſetzungen zu verſagen, unter denen nach den 88 19 und 20 die Genehmigung 
zu Bauausführungen zu verſagen iſt. BR ee ee are: one i 
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Durch Ortsſtatut können für die Bebauung beſtimmter Flächen, z. B. Landhausviertel, Bade⸗ 
orte u. a. beſondere, über das ſonſt baupolizeilich zuläſſige Maß hinausgehende Anforderungen ge⸗ 
ſtellt werden. s ir 32 8 
8 23. seit eae 
Der Beſchlußfaſſung über das Ortsſtatut hat in den Fällen der 8s 20 und 22 eine Anhörung 
Sachverſtändiger vorauszugehen. Sofern in dem auf Grund des § 20 erlaſſenen Ortsſtatute keine 
anderen Beſtimmungen getroffen werden, ſind vor Erteilung oder Verſagung der Genehmigung Sach⸗ 
verſtändige und der Gemeindevorſtand zu hören. Will die Baupolizeibehörde die Genehmigung gegen 
den Antrag des Gemeindevorſtandes erteilen, ſo hat ſie ihm dieſes durch Beſcheid mitzuteilen. Gegen 
den Beſcheid ſteht dem Gemeindevorſtand innerhalb 2 Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zu. 


§ 24. 

Für ſelbſtändige Gutsbezirke können die dem Ortsſtatut vorbehaltenen Vorſchriften nach An⸗ 
hörung des Gutsvorſtehers von dem Kreisausſchuß erlaſſen werden. Der Beſchluß des Kreisausſchuſſes 
bedarf der Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes. Die Beſtimmungen des § 20 Abſ. 2 und 9 23. finden 
finngemäß Anwendung. N 8 
8 26, 

Der Senat iſt befugt, für landſchaftlich hervorragende Teile des Gebiets der Freien Stadt 
vorzuſchreiben, daß die baupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und baulichen 
Anderungen außerhalb der Ortſchaften verſagt werden kann, wenn dadurch das Landſchaftsbild ver⸗ 
unſtaltet werden würde und dies durch die Wahl eines anderen Bauplatzes oder eine andere Baugeſtaltung 
oder die Verwendung anderen Baumaterials vermieden werden kanns». 

Vor Verſagung der Genehmigung ſind Sachverſtändige und der Gemeindevorſtand zu hören. 
| Abſchnitt IV. a R 
Ausgrabungen und Funde. 
§ 26. 
Ausgrabungen. — eg oh 

(1) Wer eine Ausgrabung oder Baggerung nach verborgenen unbeweglichen oder beweglichen 
Gegenſtänden von geſchichtlicher, vorgeſchichtlicher oder naturkundlicher Bedeutung vorzunehmen beab⸗ 
ſichtigt, hat hiervon dem Senat Anzeige zu erſtatten und die von dieſem ergehenden Anordnungen hin⸗ 
ſichtlich der Ausführung der Ausgrabungen, der Verwahrung und Sicherung, ſowie der Behandlung der - 
etwa aufzufindenden Gegenſtände zu befolgen. 

(2) Das Gleiche gilt, wenn zwar nicht die Auffindung von Gegenſtänden der in Abſ. 1 
bezeichneten Art bezweckt wird, den Grabenden aber bekannt iſt, daß bei Gelegenheit von Erdarbeiten 
oder Baggerungen ſolche Gegenſtände vorausſichtlich entdeckt werden. : wes 

: Über den Eingang der Anzeige ijt fofort eine Beſcheinigung des Senats auszuſtellen. 

(3) Die beabſichtigte Ausgrabung oder Erdarbeit oder Baggerung darf nicht vor Ablauf von 
8 Tagen nach Ausſtellung der Beſcheinigung über den Eingang der Anzeige beginnen, ſofern nicht vorher 
die Genehmigung dazu erteilt iſt. 2 ; 

() Der Direktor des Muſeums für Nature und Vorgeſchichte und die von ihm beauftragten 
Beamten des Muſeums ſind von der Anzeigepflicht befreit und haben kraft dieſes Geſetzes die allgemeine 
Genehmigung zu Ausgrabungen. f 2 

i 
Funde, en ware Zar 

() Werden bei Ausführung von Erdarbeiten, Bauarbeiten, Ausgrabungen, Baggerungen oder 

bei anderen Gelegenheiten bisher verborgen geweſene unbewegliche oder bewegliche Gegenſtände von 


a 
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geſchichtlicher, vorgeſchichtlicher oder naturkundlicher Bedeutung gefunden, ſo hat der Verfügungsberechtigte 
von dem Funde ſpäteſtens am folgenden Tage dem zuſtändigen Denkmalpfleger Anzeige zu erſtatten, 
der die erforderlichen Anordnungen zur Sicherung und Erhaltung des Fundes erläßt. 
(2) Die gleiche Verpflichtung liegt dem Leiter der Arbeiten ob, bei denen der Fund gemacht iſt. 
Zur Erfüllung der Anzeigepflicht genügt die Erſtattung der Anzeige durch einen der Anzeigepflichtigen. 
Über den Eingang der Anzeige iſt ſofort eine Beſcheinigung des Denkmalpflegers auszuſtellen. a 
(3) Handelt es ſich um gelegentliche Funde, für die behördliche Anordnungen gemäß 8 27 bj. 1 
noch nicht ergangen find, fo dürfen die begonnenen Arbeiten an der Fundſtelle vor Ablauf von 3 mal 
24 Stunden nach Abſendung der Anzeige ohne Genehmigung des Denkmalpflegers nicht fortgeſetzt 
werden, es ſei denn, daß die bereits geſundenen Gegenſtände oder noch zu erwartenden Funde nicht 
gefährdet werden oder die Unterbrechung der Arbeiten nur mit unverhältnismäßigen Nachteilen möglich iſt. 
8 28. 
Schadenerſatz. i 
5 Der Staat iſt zu angemeſſener Entſchädigung verpflichtet, falls einem Beteiligten durch die 
Befolgung der gemäß § 26 und 27 getroffenen Anordnungen ein erheblicher Schaden erwächſt. 


8 20. 
5 Ablieferung von Funden. 

(1) Ein bei Ausführung von Erd- und Bauarbeiten, Ausgrabungen und Baggerungen oder bei 
einer ſonſtigen Gelegenheit in oder auf einem Grundſtück oder im Waſſer entdeckter beweglicher Gegen- 
ſtand von geſchichtlicher, vorgeſchichtlicher oder naturkundlicher Bedeutung iſt nach Beſchluß des Denkmal⸗ 
rates auf Verlangen des Senats an den Staat oder an den Kreis oder die Gemeinde, in der der 
Gegenſtand entdeckt iſt, gegen angemeſſene Entſchädigung abzuliefern. 

0) Als Entſchädigung ijt Erſatz des gemeinen Wertes zu leiſten. Bei Bemeſſung des Wertes 
bleibt die Möglichkeit einer Veräußerung in das Ausland oder an einen Ausländer unberückſichtigt. 


8 80. 
Schiedsgerichte für Entſchädigungsanſprüche. 
Die Entſchädigung wird in den Fällen des § 28 und 29, falls keine Einigung zuſtande kommt, 
durch ein aus 3 Perſonen beſtehendes Schiedsgericht feſtgeſtellt, von denen je eine durch den Senat und 
den Verfügungsberechtigten, der Obmann durch den Präſidenten des Obergerichts ernannt wird. Die 
Koſten des ſchiedsgerſchtlichen Verfahrens trägt der Senat. Gegen die Feſtſetzung des Schiedsgerichts 
ſteht den Entſchädigungsberechtigten der Rechtsweg offen. 


Abſchnitt V. 
Schutz der Landſchaft und der Naturgegenſtände. 
§ 31. 
Der Senat ift befugt, nach Anhörung oder auf Antrag des Denkmalrates durch Verordnung 
unter Androhung von Strafen zu unterſagen oder zu beſchränken: a 
2 1. das Betreten von Naturſchutzgebieten, 
2. das Feilhalten beſtimmter Naturgegenſtände, 
3. das Sammeln von Naturgegenſtänden in beſtimmten Bezirken, 
4. das Abpflücken und Ausgraben von Pflanzen in beſtimmten Bezirken oder von beſtimmten 
Pflanzenarten im ganzen Staatsgebiet, 
5. das Wegfangen, das Töten und die Verfolgung beſtimmter Tierarten im ganzen Staats- 
gebiet oder in beſtimmten Bezirken, 
6. das Anbringen von Reklameſchildern und ſonſtigen Auſſchriften und Abbildungen außerhalb 
der geſchloſſenen Ortſchaften, wenn dieſe das Bild landſchaftlich hervorragender Gegenden 
perunzieren und zwar auch für einzelne Kreiſe oder Teile derſelben. N 
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Abſchnitt VI. 
Enteignungsrecht. 
8 32. 

Dem Staate ſteht nach Anhörung oder auf Antrag des Denkmalrates das Recht zu, Grund- 
eigentum nach den Beſtimmungen des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 
1874 zu enteignen oder zu beſchränken, ſofern es erforderlich iſt, nachdem eine gütliche Einigung nicht 
zuſtande gekommen iſt, se 

1. zum Zwecke der Erhaltung eines gefährdeten Denkmals, ; 

2. zum Zwecke einer durch vorgeſchichtliche, naturgeſchichtliche, geſchichtliche, insbeſondere kunſt⸗ 

geſchichtliche oder künſtleriſche Rückſichten gebotenen Umgeſtaltung der Umgebung eines Denkmals. 

3. zum Zwecke der Ausführung von Ausgrabungen, nach unbeweglichen oder beweglichen, ver- 
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mutlich in einem Grundſtück verborgenen Gegenſtänden von vorgeſchichtlicher, geſchichtlicher 2 

oder naturkundlicher Bedeutung, wenn der Verfügungsberechtigte eine ſachgemäße Ausgrabung 2 

weder vorzunehmen noch nachzulaſſen gewillt ift. 3 
Abſchnitt VII. 5 

Beſichtigung von Denkmälern und Fundstätten. 5 a 

§ 38. 3 

= 


Denjenigen Perſonen, die ſtaatlich beauftragt find, den Zuſtand eines Denkmals im Sinne des 
§ 1 oder feiner Umgebung feſtzuſtellen, oder bei der Feſtſtellung, ob ein ſchutzwürdiges Denkmal in Frage 
kommt, mitzuwirken oder nach verborgenen Gegenſtänden von vorgeſchichtlicher, geſchichtlicher oder natur⸗ 
kundlicher Bedeutung zu forſchen, ſteht der Zutritt und die Beſichtigung frei. Ihnen iſt die erforderliche 
Auskunft zu erteilen. Das Gleiche gilt von dem Vorſitzenden des Denkmalrates und den ſtaatlichen 


Denkmalpflegern. 


eee 
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Abſchnitt VIII. 
Schlußbeſtimmungen. 
§ 3. f 

(1) Die vorſätzliche Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften der 88 10, 12, 13, 14, 26, 27, 33 
wird, ſoweit nicht nach anderen Geſetzen eine höhere Strafe verwirkt ijt, mit Geldſtrafe bis zu 400 000 M 
und Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

(2) Die fahrläſſige Zuwiderhandlung wird mit Geldſtrafe bis zu 6000 M oder mit Haft beſtraft. 

(3) Eine Verurteilung kann auf Antrag des Senats öffentlich bekannt gemacht werden. 

§ 35. 

Das Geſetz gegen die Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender Gegenden vom 2. Juni 1902, 
das Geſetz gegen die Verunſtaltung von Ortſchaften und landſchaftlich hervorragenden Gegenden vom 
15. 7. 1907 und das Ausgrabungsgeſetz vom 26. 3. 1914 werden aufgehoben. 

§ 36. 
Ausführungsbeftimmungen. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat gemäß § 3. 
§ 37. 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündigung in Kraft. 
Danzig, den 6. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
| Sahm. Dr. Strunk. 
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73 Volkstag und Senat haben das folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz a 

über eine vierzehnte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. Vom 16. 2. 23. 
Artikel I. 


Die Unlage 5 Ziffer 1 (Ausgleichszuſchlag) des Beamten⸗Dienſteinkommengeſetzes vom 23. 12. 1021 
(Geſetzbl. S. 229) in der Faſſung der Geſetze über eine zehnte, elfte und zwölfte Anderung der Dienſt⸗ 
bezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 13. 12. 1922 (Geſetzbl. S. 567), 27. 12. 1922 (Geſetzbl. 
für 1923 S. 7) und 31. 1. 1923 (Geſetzbl. S. 169) wird wie folgt geändert: 

1. Ziffer 1 (a) erhält folgenden Zuſatz: 

„vom 1. Januar 1923 ab auf 301 v. H., von Mitte Januar 1923 ab auf 369 v. H.“ 

2. Ziffer 1 (b) erhält folgenden Zuſatz: 

„vom 1. Januar 1923 ab auf 5000 M monatlich.“ 

Artikel II. 

Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben find, ſoweit fie nicht aus 
eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Einnahmen auf Grund der dem 
Volkstag vorliegenden und noch vorzulegenden Steuergeſetze zu decken. 


Danzig, den 16. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


74 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird. 
Geſetz 
betreffend Erhöhung der Tarifſätze im Güter⸗ und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen im 
Gebiete der Freien Stadt Danzig. Vom 17. 2. 1923. 
Artikel I. 
Der Senat wird ermächtigt, der Erhöhung der z. Zt. auf den Eiſenbahnen im Gebiete der 
Freien Stadt Danzig geltenden Tariffäge im Güterverkehr vom 15. Februar 1923 an um 100% und 
im Tierverkehr vom 20. Februar an um 60% zuzustimmen. 
e Artitel II. 
Dies Geſetz tritt in Kraft am Tage ſeiner Verkündung. 
Danzig, den 17. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. 5 Runge. 


75 Zweite Verordunng 
über Erhöhung der Bezüge aus der Unfallfürſorge für Gefangene. 

Auf Grund des Artikels 4 des Geſetzes über die Erhöhung der Bezüge aus der Unfallfürſorge 

für Gefangene vom 5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 451) wird folgendes verordnet: 
Sr 

Das Geſetz, betreffend die Unfallfürſorge für Gefangene, vom 30. Juni 1900 (Reichsgeſetzbl. 
S. 536) in der Faſſung der Verordnung über Erhöhung der Bezüge aus der Unfällfürſorge für Gefangene 
vom 15. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 574) wird wie ſolgt geändert: 


* 


255 e 
ei n § 3 Abſ. 3 wird das Wort „zwölftauſend“ durch das Wort „dreißigtauſend“ erjegt. 
m 5 4 Abſ. 1 wird das Wort „dreitauſendſechshundert“ durch das Wort „neuntauſend“ 
> 
3. Im $ 4 Abi. 2 und Abſ. 3 wird das Wort „zehntauſendachthundert“ durch das Wort „ſieben⸗ 
undzwanzigtauſend“ erſetzt. 
4. Im § 14 wird das Wort „eintauſendzweihundert“ durch das Wort „ſechstauſend“ erſetzt. 
8 2. 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Die Vorſchriften des § 1 Nr. 1—3 gelten für alle Unfälle, die ſich nach dem Inkrafttreten der 


Verordnung ereignen werden. Die Vorſchrift des § 1 Nr. 4 gilt auch für frühere Unfälle. 


5 3 
Der Senat kann die Ausführungsbehörden ermächtigen, die Renten, welche aus Anlaß von 


Unfällen gewährt werden, die ſich vor dem Inkrafttreten der Verordnung ereignet haben, im Falle nach⸗ 
gewieſener Bedürftigkeit des Rentenempfängers bis zu dem Höchſtbetrage zu erhöhen, den der Berechtigte 
erhalten könnte, wenn ſich der Unfall nach dem Inkrafttreten der Verordnung ereignet hätte. 


Danzig, den 6. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Sahm. Dr. Schwartz. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


